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Lehren ziehen aus Tschernobyl

Eine Stellungnahme von DGS-Präsident Dr. Horst Selzer

Der rechnerisch nahezu unmögli-
che Reaktorunfall in Tschernobyl hat
viele Behauptungen widerlegt und
eine neue Phase der Energiediskus-
sion eingeläutet. Anstatt aber aller-
orten Anzeichen eines kritischen
Überdenkens zu sehen, wird bereits
von einigen Pol i t ikern die Gelegen-
heit  wahrgenommen, die Verteidi-
gung der Kernenergie mit  der erneu-
ten Herabsetzung der regenerativen
Energiequel len zu verbinden.

Die Deutsche Gesellschaft Jür
Sonnenenergie hat s ich bisher weit-
gehend aus der akt iven Diskussion
um die Kernenergie herausgehalten
und sich statt dessen konstruktiv für
die Förderung der regenerativen
Energiequellen eingesetzt. Die jetzt
selbst nach einem so schweren Re-
aktorunfall unverändert fortgesetzte
Argumentation der Befürworter der
Kernkraft wirft allerdings die Frage
auf, ob eine Koexistenz von Kern-
energie und Sonnenenergie in unse-
rem Lande überhaupt mögl ich ist .

Welch ein Ungleichgewicht bei
Werbung, Haushaltsmit teln und in
der öffent l ichen Diskussion zugun-
sten der Kernenergie, die 1984 nur
mit 8,'1 % als Primärenergieträger
an unserer Energieversorgung be-
tei l igt  war.  Warum tragen die übrigen
91,9 % nicht im gleichen Maße zur
Diskussion und Problematik bei?

Würden wir es toler ieren, wenn
eine Behörde z.B. die Erlaubnis er-
tei l te,  zum Verfül len von Baugruben
Munit ion und Bl indgänger aus dem
letzten Krieg zu verwenden, da sie ja
erwiesenermaßen über 40 Jahre si-
cher waren? Leider ist  ein Problem,
das sich zum Pol i t ikum ausgewach-
sen hat,  nicht mehr rat ional zu disku-
tieren. Deshalb bedarf es drasti-
scher Vergleiche, um vor einer ste-
reotypen Antwort hoffentlich den
Denkorozeß einzuschalten. Und
Tschernobvl sol l te uns al le zum
Nachdenkdn, Überdenken und Vor-
denken veranlassen.

Wie steht es heute mit dem Ko-
stenvorteil der Kernenergie? ..Zum
Nachdenken eine einfache Uber-
schlagsrechnung: "1 984 wurden in
der Bundesrepubl ik ca. 83,5 Mi l l iar-
den kwh an Kernenergie ver-
braucht. das entsoricht bei Produk-
t ionskosten von 0,10 DM/kWh ei-
nem Gesamtwert von 8,3 Mi l l iarden
DM. Durch die aus der Sowjetunion
herübergewehte Radioaktivität
mußte und muß z.B. die Mi lchoro-
dukt ion überwacht,  eingestel l t  oder
umgestel l t  werden. Nimmt man für
die dadurch entstandenen Kosten

oder Einbußen nur 0,10 DM/kg an,
so ergibt sich bei der Jahresproduk-
t ion in der Bundesreoubl ik von 25
Mil l ionen t  Mi lch eine f inanziel le Be-
lastung von 2,5 Mi l l iarden DM. -  Po-
len exportiert jährlich Lebensmittel
im Wert von2,2 Mrd. DM, Bleibt Po-
len nun auf diesen Lebensmitteln
,,sitzen", oder werden sie doch auf
Umwegen in unsere Supermärkte
geschleust?

Leider wird es keine einzige Auf-
rechnung aller verursachten Kosten
geben, auch nicht für das Gemüse,
die Handelseinbußen, für die Touri-
stik und die statistisch verteilten und
nicht nachweisbaren Krankenkosten.
Die einzige Rechnung, die aber im-
mer wieder mit großem Werbeetat
veröffentlicht wird, ist die des bill igen
Kernenergiestroms. In dieser Rech-
nung werden jedoch die staatlichen
Vorleistungen mit  mehr als 29 Mrd.
DM sowie die ständigen staatlichen
Ausgaben für dadurch verursachte
Arbeiten und Folgekosten nie er-
wähnt.

Es gibt inzwischen mehrere Un-
tersuchungen, die unabhängig von-
einander den Nachweis geführt ha-
ben, daß die regenerativen Energie-
quel len bei kont inuier l ichem Ausbau
in 50 bis 100 Jahren die gesamte
Energieversorgung der Bundesre-
publ ik gewährleisten könnten, und
zwar zu Kosten, die nahezu gleich
den Kosten der Kernenergie oder
sogar niedr iger sein werden. Eine
Studie wurde von Prof. Häfele (jetzt
Leiter der Kernforschungsanlage
Jül ich) in seiner Laxenburger Zeit
geleitet, zwei andere Arbeiten stam-
men von Prof. Bauerschmidt und
Prof. Meyer-Abich. Auch die En-
ouete-Kommission der Bundesre-
gierung hatte berei ts 1980 innerhalb
der vier verschiedenen Energie-
pfade eine Variante völlig ohne
Kernenergie herausgearbeitet. Das
Bundeswirtschaftsministerium hat
1984 ein Gutachten zum voraus-
sichtlichen Beitrag der regenerati-
ven Energiequel len im Jahre 2000
erstel len lassen. Ergebnis:  4 bis 7
Prozent des Primärenergieverbrau-
ches - und dies ohne staatliche För-
oerprogramme.

Wo ist  der Widerhal l  dieser Pa-
oiere?

Die Kernenergie wurde von 1956
bis 1984 mit  mindestens 29,5 Mrd.
DM staatlich gefördert, bis sie ihren
Beitrag von 8,1 % am Primärener-
gieverbrauch erreichen konnte. Bei
den Regenerat iven heißt es: , ,Nur

5 oÄ in 25 Jahren",  und dies auch
noch zum Nul l tar i f ,  d.h. fast ohne
weitere staatliche Unterstützung
(bisher insgesamt 895 Mil l .  DM).

Die Kernenergie verr ingerl  zwar
das Problem des sauren Reoens.
schaffi aber eine ganz neue Di-nren-
sion von Umweltoroblemen. Die Re-
generat iven tragen zu keinerlei  Um-
weltbelastung bei,  mit  Biogasanla-
gen werden sogar zusätzl iche Ent-
sorgungsprobleme gelöst.  Die Nut-
zung der regenerat iven Energie-
quel len geschieht immer nach einer
Vol lkostenrechnung. Bei Kohle- und
Kernkraftwerken gehen dagegen
nur Tei lkosten in die Rechnuno ein.
denn der Staat und die Al loeärein-
heit  haben eine Reihe von iusätzl i -
chen Kosten zu tragen. Die Rech-
nungen sind schon x-fach aufgestel l t
worden und brauchen hier nicht wie-
derholt  zu werden. Recht hat.  wer
über den größten Werbeetat verf ügt.

Was läßt sich nun oraktisch in un-
serer Situation machen ?
1. Festsetzung eines neuen ener-
giepol i t ischen Zieles: zum Beispiel
innerhalb der nächsten fünf Jahre
2 % unseres Primärenergiever-
brauchs aus der Energieeinsparung
und 2 To aus den verschiedenen re-
generat iven Energiequel len zu dek-
ken, d.h. aus Sonnenkol lektoren,
Wärmepumpen, Biogasanlagen,
Windrotoren und Photovoltaik.
2. Jeder weitere Kraftwerkszubau
muß am Bedarf überorüft werden.
Wir verfügen in der Bundesrepubl ik
über höchste Qualität der Elektrizi-
tätsversorgung, d.h. über solche Re-
servekaoazitäten. daß für Jahr-
zehnte eine Erhöhung des konven-
t ionel len Kraftwerkparkes unnöt ig
ist .  Insbesondere dann. wenn der
Verbrauch f  ür nicht stromsoezif  i -
sche Zwecke (2.8. Heizen) einge-
schränkt wird und es außerdem zu
einer kont inuier l ichen Penetrat ion
von regenerat iven Stromquel len
(Wind, Photovoltaik) kommt.

Diese Ziele müssen durch ein
brei tes Band unterstützender Maß-
nahmen, wie Schulung, f iskal ische
Anreize, Modernisierung des Ener-
giewirtschaftsgesetzes u.ä. unter-
mauert werden. Die technischen
Voraussetzungen f  ur ein solches
Programm sind vorhanden. Die Dis-
kussion daruber kann mit  jedem auf-
genommen werden. Was bisher
fehlte.  war der Wil le.  Wenn hier der
Unfal l  von Tschernobyl eine Wand-
lung herbeif  ührt ,  wäre er sogar zu et-
was gut gewesen.


